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UTE KLAMMER, ANTONIO BRETTSCHNEIDER

Einleitung

Im Jahr 2014 wurde, aufbauend auf einem Dialog zwischen dem Wissenschafts-
ministerium NRW und engagierten Professor_innen aus den Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften, das „Forschungsinstitut für gesellschaftliche Weiterent-
wicklung e. V.“ (FGW) mit Sitz in Düsseldorf gegründet. Ausgangspunkt war 
das gemeinsame Anliegen, in Zeiten komplexer sozialer, politischer und ökono-
mischer Entwicklungen wissens- und erfahrungsbasierte Gestaltungsoptionen 
zur Stärkung des sozialen und politischen Zusammenhalts moderner Gesell-
schaften bereitzustellen und Impulse zur gesellschaftlichen Weiterentwicklung 
im Sinne einer pluralen und zugleich sozial integrierten Gesellschaft zu geben. 
Über dialogorientierte Formate griff das FGW daher relevante Themen auf und 
hat diese unter Einbindung der jeweiligen Akteurinnen und Akteure aus Zivil-
gesellschaft, Politik, Verwaltung und Wissenschaft bearbeitet. Indem auf inno-
vative Weise Forschungsförderung und eigene wissenschaftliche Forschung zu 
Fragen des sozialen und politischen Zusammenhalts mit neuen Dialog- und 
Transferformaten verknüpft wurden, wurde der Austausch zwischen Wissen-
schaft, Politik und Zivilgesellschaft befördert. Im Zentrum der Arbeit im FGW 
standen dabei die Themenbereiche „Digitalisierung von Arbeit – Industrie 4.0“, 
„Integrierende Stadtentwicklung“, „Neues ökonomisches Denken“, „Rechtspo-
pulismus, soziale Frage & Demokratie“ sowie „Vorbeugende Sozialpolitik“. Zu-
dem wurde durch das FGW das „Netzwerk Arbeitsforschung NRW“ initiiert 
und organisiert. Gemeinsam mit zahlreichen Kooperationspartnerinnen und 
-partnern sind bis zum Auslaufen der Projektförderung im Jahr 2020 unter der 
Verantwortung des FGW rund 100 wissenschaftliche Projekte und Expertisen 
durchgeführt worden, deren Ergebnisse jeweils als FGW-Studie und verdichtet 
als kurzes FGW-Impulspapier veröffentlicht wurden. Zudem wurden mehr als 
130 öffentliche Dialogveranstaltungen organisiert.

Mit dem Themenbereich „Vorbeugende Sozialpolitik“ (VSP) hat sich das 
FGW einer Thematik gewidmet, die in den vergangenen zwei Jahrzehnten eu-
ropaweit an Bedeutung gewonnen hat und auch in NRW in jüngerer Zeit (so
zial-)politisch stark aufgegriffen wurde. Je nach Intention und Fokus als „präven-
tive“, „sozialinvestive“, „vorsorgende“ oder „vorbeugende“ Politik betitelt, steht 
sie für einen paradigmatischen Wechsel in der Sozialpolitik, von dem sich die ei-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



10 Ute Klammer, Antonio Brettschneider

nen einen positiven ökonomischen „return on investment“ sozialpolitischer 
Maßnahmen, aber auch mehr Chancengerechtigkeit im Vergleich zu kompen-
sierenden und statuskonservierenden Geldleistungen versprechen, während 
andere entsprechende Ansätze gerade aufgrund des ökonomistischen und teil-
weise paternalistischen Ansatzes kritisch sehen. Dabei wurde das weite Feld vor-
beugender Sozialpolitikansätze bisher konzeptionell und theoretisch wenig sys-
tematisiert und empirische Forschung konzentrierte sich meist nur auf Aus-
schnitte, insbesondere auf Investitionen in die frühkindliche Bildung. Das FGW 
hat vor diesem Hintergrund mit der Förderung von größeren Forschungsprojek-
ten und kleineren Expertisen in den Jahren 2014 – 2019 einen wesentlichen Bei-
trag zur systematischen Erforschung von Ansätzen präventiv orientierter Sozi-
alpolitik und der Bündelung von Handlungs- und Erfahrungswissen im Kontext 
der vorbeugenden Sozialpolitik in NRW und darüber hinaus geleistet. Insgesamt 
sind hier 27 Studien und – als korrespondierende Kurzformate – ebenso viele 
„FGW-Impulse“ entstanden, die den vier Schwerpunkten des VSP-Forschungs-
programms zugeordnet werden können: Erforscht wurden normative und kon-
zeptionelle Grundlagen vorbeugender Sozialpolitik, Aspekte der Governance 
einschlägiger Ansätze und Programme, die Perspektiven von Adressat_innen 
und Nutzer_innen entsprechender Programme sowie schließlich Fragen der 
Evaluation und des Monitorings vorbeugender Sozialpolitik. Die jeweils ca. vier-
seitigen Impulse, die von den 27 wissenschaftlichen Autor_innnenteams auf 
der Basis ihrer Projektergebnisse erstellt und anschließend professionell lekto-
riert wurden, richten sich bewusst nicht ausschließlich an ein wissenschaftli-
ches Publikum, sondern an alle Interessierten aus Politik, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft, die Interesse an Fragen präventiver, vorbeugender Ansätze in der 
(Sozial-)Politik haben.

Die Impulse wurden (wie die Studien) sukzessive auf der Website des FGW 
veröffentlicht (www.fgw-nrw.de) und inzwischen auch dauerhaft über die Da-
tenbank von GESIS (www.gesis.org) verfügbar gemacht, bisher aber nicht in ei-
nen Zusammenhang gebracht. Mit dem vorliegenden Buch wird nun nach Ab-
schluss des fünfjährigen Forschungsprogramms Interessierten aus Wissenschaft, 
Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft ein umfassender Einblick in die Arbeit 
des Themenbereichs „Vorbeugende Sozialpolitik“ des FGW durch eine Zusam-
menführung der Forschungsergebnisse im Rahmen einer gemeinsamen Publi-
kation ermöglicht. In einem ausführlichen einleitenden Beitrag analysieren wir 
die Entwicklung und Spielarten vorbeugender Sozialpolitik auf europäischer, 
deutscher und NRW-Ebene, spannen einen Analyserahmen auf, der „Vorbeu-
gende Sozialpolitik“ als Ansatz zur Befähigung entlang des gesamten Lebens-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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laufs begreift, und ordnen das von uns verantwortlich konzipierte Forschungs-
programm hier ein.1 Im Anschluss werden die vier Arbeitsschwerpunkte vorge-
stellt, jeweils eingeführt durch Übersichtskapitel, die die Fragestellungen und 
Erkenntnisse des jeweiligen Schwerpunkts sowie Verbindungslinien zwischen 
den Studien herausarbeiten. Unter jedem Schwerpunkt finden sich die Impuls-
papiere, die einen schnellen Überblick über die jeweilige Studie und die wich-
tigsten Ergebnisse bieten. Den Abschluss bilden eine kurze Zusammenfassung 
übergreifender Ergebnisse des Forschungsprogramms sowie – im Sinne eines 
Ausblicks – eine im Rahmen des Forschungsprogramms beauftragte Studie zur 
Situation und weiteren Entwicklungsdesideraten der sozialpolitischen Politik-
beratung.

Die in diesem Band versammelten Impulspapiere spiegeln überwiegend den 
jeweiligen Sach- und Kenntnisstand zum Veröffentlichungsdatum wieder, in 
einzelnen Fällen sind sie bei Bedarf von den Autor_innen für die vorliegende 
Publikation überarbeitet und aktualisiert worden. QR-Codes am Ende des je-
weiligen Impulspapiers ermöglichen Interessierten den direkten Zugang zu der 
gesamten zugrundeliegenden Studie über die GESIS-Datenbank.2 Das Buch 
spannt auf diese Weise einen Bogen von der europäischen Debatte um vorbeu-
gende, präventive oder auch „investive“ Politikansätze bis hin zur Untersuchung 
der Umsetzung und der Wirkungen konkreter vorbeugender sozialpolitischer 
Programme in Deutschland und insbesondere in NRW. Zugleich vereint es kon-
zeptionelle und empirische Überlegungen mit Analysen und Vorschlägen zum 
künftigen politischen Handlungsbedarf. Wir hoffen, hiermit einen Beitrag zur 
wissenschaftlichen Diskussion und zum gesellschaftlichen Dialog zur zukünfti-
gen Gestaltung von Sozialpolitik leisten zu können.

1	 Ute Klammer fungierte am FGW als themenverantwortliches Vorstandsmitglied für den 
Themenbereich „Vorbeugende Sozialpolitik“, Antonio Brettschneider war von 2015– 2018 
wissenschaftlicher Referent am FGW für den Bereich „Vorbeugende Sozialpolitik“. Spä-
tere Referent_innen dieses Bereichs waren Christoph Gille, Katja Jepkens, Ralitsa Petro-
va-Stoyanov und Tom Heilmann, die jeweils einzelne Studien betreut haben und teilwei-
se Einleitungskapitel zu den verschiedenen Schwerpunkten dieses Buches beigesteuert 
haben. Für Unterstützung bei der Erstellung des Manuskripts danken wir zudem Lara 
Altenstädter.

2	 Es ist darauf hinzuweisen, dass basierend auf den durch das FGW geförderten Forschungs-
projekten von den jeweils beteiligten Wissenschaftler_innen auch zahlreiche weitere Pu-
blikationen veröffentlicht sowie Materialien für den Wissenschaft-Praxis-Transfer erstellt 
wurden.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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ANTONIO BRETTSCHNEIDER, UTE KLAMMER

Vorbeugende Sozialpolitik: Grundlinien eines 
sozialpolitischen Forschungsprogramms

1.	 Einleitung

Vorbeugende und sozialinvestive Politikansätze haben in den letzten Jahren in 
der Sozialpolitik zunehmend an Bedeutung gewonnen. Im Kontext der Diskus-
sion um zielführende Strategien zur Überwindung bzw. Reduzierung von Chan-
cenungleichheiten hat sich ein breiter Konsens herausgebildet, dass es sowohl ef-
fektiver als auch normativ angemessener ist, die Entstehung sozialer Problemla-
gen vorbeugend zu vermeiden, anstatt die daraus resultierenden Defizite nach-
träglich zu kompensieren. Insbesondere das in den letzten beiden Jahrzehnten 
auf europäischer Ebene stark vorangetriebene Paradigma der „Sozialinvestition“ 
(Esping-Andersen et  al. 2002, Europäische Kommission 2013a) sieht einen 
Wechsel von einer nachsorgend-kompensatorischen zu einer vorsorgenden und 
„investiven“ Sozialpolitik vor, die ihren Fokus verstärkt auf präventive Interven-
tionen in frühen Lebensphasen legt, um problematischen Sozialisations- und 
Lebensverläufen vorzubeugen. Auch in verschiedenen Feldern der deutschen 
Sozialpolitik hat der Präventionsgedanke in den vergangenen Jahren stark an 
Bedeutung gewonnen- von der Familien- und Bildungspolitik über die Kinder- 
und Jugendhilfe bis hin zur Gesundheits- und Pflegepolitik.

Ziel dieses einführenden Kapitels ist es, das am FGW entwickelte For-
schungsprogramm „Vorbeugende Sozialpolitik“ hinsichtlich seiner sozialpoliti-
schen Hintergründe, seiner theoretischen und programmatischen Grundlagen 
und seiner spezifischen Analyseperspektive vertiefend zu beschreiben und syste-
matisch zu strukturieren. Das Konzept „Vorbeugende Sozialpolitik“ soll dabei in 
zweifacher Hinsicht ausgearbeitet und diskutiert werden: als normativ fundierte 
sozialpolitische Programmatik und als sozialwissenschaftliches Forschungsprogramm.

Im folgenden Abschnitt wird zunächst ein ausführlicher Überblick über die 
sozialpolitischen Hintergründe präventiv-investiver Politikkonzepte und ihre 
schrittweise Entwicklung in den letzten zwei Jahrzehnten gegeben. Ausgangs-
punkt ist das auf europäischer Ebene entwickelte Konzept der Sozialinvestition, 
das auch im Umbau des deutschen Wohlfahrtsstaates eine tragende Rolle ge-
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spielt hat. Ein besonderer Fokus liegt auf der Analyse der sozialpolitischen Ent-
wicklung im Bundesland Nordrhein-Westfalen, da hier sowohl auf der Ebene 
der Landespolitik als auch auf der Ebene der Kommunen vielfältige Programme 
und Maßnahmen entwickelt worden sind und auch aktuell weiter verfolgt wer-
den, die im Sinne einer vorbeugenden Sozialpolitik auf die Weiterentwicklung 
sozialstaatlicher Leistungs- und Unterstützungssysteme abzielen.

Anschließend werden die normativen und konzeptionellen Grundlagen des 
Konzepts „Vorbeugende Sozialpolitik“, wie es in den Jahren 2015 – 2019 im 
Kontext der programmatischen Arbeit des FGW entwickelt worden ist, ausführ-
lich ausgearbeitet und erläutert (Abschnitt 3). Hierbei stehen insgesamt vier 
Kernelemente im Vordergrund: Die normative Orientierung an den sozialpoli-
tischen Leitbildern der Autonomie und der Chancengleichheit, die Entwicklung 
eines ganzheitlichen, reflektierten Präventionsverständnisses, das Konzept einer 
„aktiven“ sozialen Lebenslaufpolitik und die Notwendigkeit integrierter, be-
reichsübergreifender Handlungsstrategien.

Darauf aufbauend werden im vierten Abschnitt die zentralen Fragestellun-
gen und Erkenntnisinteressen des sozialwissenschaftlichen Forschungspro-
gramms „Vorbeugende Sozialpolitik“ vorgestellt. Um das komplexe und weitläu-
fige Untersuchungsfeld zu strukturieren, wurden dabei insgesamt vier eng mit-
einander verknüpfte thematische Schwerpunkte definiert: Normative und kon-
zeptionelle Grundlagen, Governance (Planung, Steuerung, Finanzierung und 
Umsetzung), Adressat_innen und Nutzer_innen sowie Monitoring und Evalu-
ation vorbeugender Sozialpolitik. Das verbindende Element dieser vier For-
schungsschwerpunkte ist die übergreifende Frage, wie der Übergang zu einer be-
fähigenden, präventiven und autonomiefördernden sozialen Lebenslaufpolitik in 
den verschiedenen Handlungsfeldern der deutschen Sozialpolitik ausgestaltet 
und befördert werden kann.

2.	 „Investition“ und „Prävention“ als sozialpolitische Leitbilder – 
Hintergründe des Konzepts

Vorbeugende Sozialpolitik ist ein Konzept, welches sich aus verschiedenen Ent-
wicklungen und Diskursen speist, die sowohl auf europäischer und internationa-
ler Ebene, auf nationaler Ebene und auch auf der Ebene einzelner deutscher 
Bundesländer und Kommunen stattgefunden haben bzw. stattfinden. Inhaltliche 
Impulse stammen sowohl aus dem theoretisch-wissenschaftlichen Bereich, aus 
dem politischen Bereich wie auch aus dem Bereich der (lokalen und regionalen) 
Praxis.
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Man kann hier gewissermaßen von einer doppelten Bewegung und Ent-
wicklung sprechen: Auf der einen Seite lässt sich eine eng mit der Semantik der 
„Sozialinvestition“ (social investment) verbundene Bewegung von oben identifi-
zieren, die zunächst in europäischen und internationalen Expertenzirkeln und in 
der vergleichenden Sozialstaatsforschung und Politikberatung ihren Ausgangs-
punkt genommen hat, auf der Ebene der OECD und insbesondere der Europä-
ischen Union allmählich an politischer Breitenwirkung gewonnen hat und Stück 
für Stück auch in die Politik der Mitgliedsstaaten diffundiert ist. Auf der ande-
ren Seite gab und gibt es aber durchaus auch eine Bewegung von unten, die im 
Wesentlichen von den Kommunen und zum Teil auch den Wohlfahrtsverbän-
den, d. h. von der konkreten praktischen Arbeit und der Fachlichkeit „vor Ort“ 
ausgegangen ist und in verschiedenen Bundesländern (u. a. in Nordrhein-West-
falen) immer stärker in den administrativen und politischen Raum vorgedrun-
gen ist. Hier sind insbesondere Begrifflichkeiten wie „Prävention“ und „Vernet-
zung“ relevant.

In den folgenden Abschnitten wird die Entwicklung investiver und präven-
tiver Politikansätze auf verschiedenen Ebenen, nämlich auf der Ebene des euro-
päischen und internationalen Diskurses, auf der Ebene der deutschen Sozialpo-
litik sowie auf der Ebene der Länder und Kommunen am Beispiel des Bundes-
landes NRW nachgezeichnet.

2.1	 Der europäische und internationale Reformdiskurs und das 
Paradigma der „Sozialinvestition“

In der europäischen und internationalen Diskussion der 1990er Jahre war vor 
dem Hintergrund der großen ökonomischen und sozialen Veränderungen (Glo-
balisierung, demografischer Wandel, gewandelte Geschlechterrollen, neue sozi-
ale Risiken etc.) ein starker Erneuerungsbedarf des traditionellen Sozialstaats-
modells der Nachkriegsära diagnostiziert worden; insbesondere den kontinen-
taleuropäisch-konservativen „Sozialversicherungsstaaten“ wurden tiefgreifende 
Strukturprobleme attestiert (Esping-Andersen 1996a, 1996b). Zu den wichtigs-
ten Kritikpunkten gehörten die hohe Belastung des „Faktors Arbeit“ durch So-
zialbeiträge, die nach wie vor dominierende Orientierung der sozialen Siche-
rungssysteme am Modell des „male breadwinner“, die eher nachsorgende und 
statuskonservierende Ausrichtung und damit einhergehend die Vernachlässi-
gung wichtiger zukunftsorientierter Bereiche wie der Bildungs-, Familien- und 
Gleichstellungspolitik.

Angesichts der im Laufe der 1990er Jahre anhaltenden Wachstumsschwä-
che und der zunehmenden Arbeitslosigkeit in vielen Mitgliedsstaaten wurde auf 
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der europäischen Ebene ein beschäftigungspolitischer Kurswechsel propagiert – 
weg von dem bisherigen Ansatz, der in de-kommodifizierender Absicht darauf 
abzielte, größere Teile der Bevölkerung in bestimmten Lebensphasen und -situ-
ationen von der Teilnahme am Arbeitsmarkt „freizustellen“, und hin zu einem 
Ansatz, der in re-kommodifizierender Form auf die Universalisierung der Ar-
beitsmarktteilnahme und die Maximierung des gesellschaftlichen Erwerbsper-
sonenpotenzials setzt. Diese neue Ausrichtung der Beschäftigungspolitik auf 
„Aktvierung“ (activation) und „Beschäftigungsfähigkeit“ (employability), Steige-
rung der Erwerbstätigkeit und Verlängerung der Lebensarbeitszeit, schlug sich 
u. a. in den quantitativen Vorgaben und Zielsetzungen nieder, die im Rahmen der 
1997 ins Leben gerufenen Europäischen Beschäftigungsstrategie sowie im Rah-
men der „Lissabon-Ziele“ von 2000 beschlossen worden sind (Gesamtbeschäf-
tigungsquote von mindestens 70 %, Frauenbeschäftigungsquote von mindestens 
60 % sowie eine Beschäftigungsquote von 50 % für ältere Arbeitnehmer_innen 
zwischen 55 und 64 Jahren etc.).

Das Konzept der „Sozialinvestition“
Das sozialpolitische Paradigma der Sozialinvestition („Social Investment“, vgl. 
Esping-Andersen 1996c, OECD 1997a, 1997b, Pearson/Scherer 1997, Giddens 
1998, Esping-Andersen et al. 2002, Palier 2006, Morel et al. 2012, Vandenbrou-
cke et al. 2011, Hemerijck 2017) ist in seinen Grundzügen bereits in der zwei-
ten Hälfte der 1990er Jahre entwickelt worden und hat in den 2000er und 2010er 
Jahren stark an Bedeutung gewonnen.1 Man kann hier von einem „dominant 
paradigm in European social policymaking“ sprechen (Cantillon/Van Lancker 
2013).

Das Paradigma der Sozialinvestition sieht eine konzeptionelle Neuorientie-
rung der Sozialpolitik und eine dementsprechende Neugewichtung der sozial-
politischen Ausgabenprioritäten in Richtung eines „comprehensive and univer-
sal human capital upgrading“ vor (Esping-Andersen 1996c: 264). Sowohl im 
Hinblick auf die Verbesserung arbeitsmarktbezogener individueller Inklusions-
chancen als auch im Hinblick auf das Ziel einer verbesserten Kompatibilität der 
Sozialpolitik mit den neuen, „post- industriellen“ Erfordernissen der globalisier-
ten „Wissensgesellschaft“ wird hier eine Politikstrategie propagiert, „that shifts 
the accent of social citizenship from its present preoccupation with income 
maintenance towards a menu of rights to lifelong education and qualification“ 
(Esping-Andersen 1996c: 260).

1	 Vorgedacht wurde dieser Ansatz u. a. in Kanada (Mendelson 1993, Myles/Street 1995) so-
wie in Großbritannien (Commission on Social Justice 1994).
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Im Kern geht es dem Sozialinvestitionsparadigma darum, ökonomische 
Ziele (die Entwicklung von Humankapital und Sicherung der langfristigen Be-
schäftigungsfähigkeit sowie die Steigerung der Qualität und der Produktivität 
der Arbeitskräfte) und soziale Ziele (gesellschaftliche Integration, sozialer Zu-
sammenhalt, Reduzierung sozialer Ungleichheit) gewinnbringend miteinander 
zu verknüpfen. Der Schwerpunkt dieser „positive-sum welfare strategy of the fu-
ture“ (Esping-Andersen 1996c: 261) soll auf „investment in human capital wher-
ever possible, rather than direct provision of economic maintenance“ liegen 
(Giddens 1998: 117); der traditionelle Sozialstaat sollte durch einen „Sozialin-
vestitionsstaat“ ersetzt werden: „In place of the welfare state we should put the 
social investment state“ (ebd.).

Zentrales Ziel des „sozialinvestiven Wohlfahrtsstaats“ ist ein möglichst ho-
her Beschäftigungsstand der Bevölkerung; als „investive“ Maßnahmen lassen sich 
insbesondere diejenigen sozialpolitischen Programme definieren, die darauf ab-
zielen, die Beschäftigungsfähigkeit von Personen zu verbessern, Menschen nach-
haltig in den Arbeitsmarkt zu integrieren und das Humankapital von (zukünfti-
gen) Arbeitskräften zu erhöhen. Zu den Kernelementen sozialinvestiver Politik 
gehören eine am Prinzip des „lebenslangen Lernens“ ausgerichtete Bildungspoli-
tik, die von der frühkindlichen Bildung über das allgemeine Schulsystem bis zur 
Weiterbildung im Erwachsenenalter reicht, eine aktive bzw. „aktivierende“ 
Arbeitsmarktpolitik, die eine schnelle Wiedereingliederung Arbeitsloser und den 
Erhalt ihrer Beschäftigungsfähigkeit anstrebt, und eine umfassende Familien- 
und Vereinbarkeitspolitik, die die Erwerbschancen von Frauen und insbesondere 
Müttern substanziell erhöht. Die Erwerbsteilhabe von Frauen soll durch eine 
Entlastung von unbezahlter Sorgearbeit („De-Familisierung“) gefördert werden, 
u. a. durch einen massiven Ausbau außerhäuslicher Kinderbetreuungsmöglichkei-
ten, beschäftigungsfreundlichere Schulunterrichtszeiten, familienunterstützende 
soziale Dienste und eine stärkere Unterstützung bei der Angehörigenpflege. Zur 
Verlängerung der effektiven Lebensarbeitszeit soll die Erhöhung bzw. Flexibili-
sierung des Renteneintrittsalters durch eine Strategie des „aktiven Alterns“ (active 
ageing) unterstützt werden, die u. a. auf die gezielte Gesundheitsförderung und 
Weiterbildungsbeteiligung älterer Arbeitskräfte setzt. Die Orientierung am Le-
benslauf und das Prinzip der Prävention sind wesentliche Bestandteile des Sozi-
alinvestitionsgedankens; so betont Esping-Andersen, dass „eine wirklich effekti-
ve und nachhaltige sozialinvestive Politik systematisch auf vorsorgende, präven-
tive Maßnahmen setzen muss“ (Esping-Andersen 2004: 193).

Die geforderte Umstellung von der statuskonservierenden Sicherung des 
Lebensstandards zur chancenorientierten Gewährleistung lebenslanger „Human
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kapitalgarantien“ erfordert eine Umschichtung sozialpolitischer Ausgabenprio-
ritäten von „passiven“ finanziellen Transferleistungen zu „aktivierenden“ sozia-
len Dienstleistungen und damit auch von der Ruhestandsphase hin zu früheren 
Phasen im Lebenslauf, d. h. zugespitzt formuliert: „putting less emphasis on the 
elderly (less expenditure on pensions) and more on investing in the future“ 
(Palier 2006: 114). Generell wird „aktivierenden“ Maßnahmen, die auf die För-
derung der individuellen Arbeitsmarktteilnahme abzielen, ein Vorrang gegen-
über „passiven“ Einkommenstransfers eingeräumt.

Das Sozialinvestitionsparadigma basiert auf dem Gedanken einer Positiv-
summenlösung, einer neuen Verknüpfung von sozialer Gerechtigkeit und öko-
nomischer Effizienz. Es argumentiert dabei sowohl auf einer ökonomisch-fiska-
lischen als auch auf einer sozial-und gesellschaftspolitischen Ebene. Das ökono-
mische Argument lautet, dass sozialpolitische Leistungen volkswirtschaftlich 
nicht nur als „unproduktive“ Ausgaben zu betrachten sind, sondern vielmehr ei-
ne „Produktivkraft“ darstellen und einen Beitrag zur ökonomischen Effizienz 
leisten können. Insbesondere Investitionen in das Humankapital und in eine gut 
ausgebildete Bevölkerung stärken Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit in einer 
stärker wissensbasierten Ökonomie. Eng verbunden mit dem ökonomischen Ar-
gument ist das fiskalische Argument: Ausgaben für Bildungs-, Arbeitsmarkt-, 
Familien- und Vereinbarkeitspolitik stellen insofern Investitionen dar, als dass 
sie dazu beitragen können, zukünftige Sozialausgaben (insbesondere im Bereich 
der Langzeitarbeitslosigkeit oder der Erwerbsminderung) zu senken und somit 
mittel- und langfristig den Sozialhaushalt zu entlasten. Insbesondere Ausgaben 
für frühkindliche Bildung versprechen in diesem Sinne eine hohe fiskalische 
Rendite.

Die gesellschaftliche Chancengleichheit und die soziale Durchlässigkeit, so 
das gerechtigkeitspolitische Argument, werden im Rahmen des Sozialinvestiti-
onskonzeptes vor allem dadurch erhöht, dass die intergenerationelle Weitergabe 
von Lebens- und Beschäftigungschancen durch eine gezielte Förderung von Bil-
dungsprozessen insbesondere in der (frühen) Kindheit durchbrochen wird. Die 
De-Familiarisierung der Sorgearbeit eröffnet Frauen die Möglichkeit, sich nicht 
zwischen Kindern und Lohnarbeit entscheiden zu müssen und fördert dadurch 
die finanzielle Unabhängigkeit von einem Partner und/oder dem Staat. Die Stei-
gerung der Erwerbsteilnahme insbesondere von Müttern ist gemäß dieser Argu-
mentation nicht nur ein wichtiger Beitrag zur Gleichstellung der Geschlechter; 
durch das zusätzlich generierte Erwerbseinkommen leistet sie darüber hinaus 
auch einen substanziellen Beitrag zur Reduzierung der Familien- und Kinderar-
mut (Esping-Andersen 2003, 2004).
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Der Bedeutungsgewinn des Sozialinvestitionsparadigmas
Die starke Verbreitung des Sozialinvestitionsansatzes in der akademischen und 
politischen Debatte geht zu einem guten Teil auf internationale Organisationen 
wie die OECD und die EU zurück, die diesen sozialpolitischen Perspektivwech-
sel unterstützt und seine Ausarbeitung gefördert haben. So wurde im Rahmen 
einer von der OECD ausgerichteten Expert_innenkonferenz im November 
1996, an der führende europäische Sozialpolitikforscher_innen wie Gösta 
Esping-Andersen und Fritz Scharpf teilnahmen, unter der Überschrift „The new 
Social Policy Agenda“ ausdrücklich für einen „Social investment approach“ plä-
diert, der seinen Fokus auf präventive Unterstützung in frühen Phasen des Le-
benslaufs legt und ein besonderes Augenmerk darauf richtet, die „Erträge“ aus 
Sozialausgaben zu maximieren (OECD 1997a). Im Rahmen des von der OECD 
propagierten Perspektivenwechsels von einer geldleistungs- zu einer investiti-
onsorientierten Sozialpolitik („shifting from a social expenditure to a social invest-
ment perspective“, OECD 1997b: 14, vgl. Pearson/Scherer 1997) spielte das Mo-
tiv des „Human capital investment“ eine zentrale Rolle (OECD 1998).

Auf der EU-Ebene „wurde das Konzept des Sozialinvestitionsstaats im 
Fahrwasser der EU-Beschäftigungsstrategie als europäische Sozialpolitikstrate-
gie ausformuliert mit dem Ziel, die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit Euro-
pas sozialpolitisch zu flankieren“ (Leßmann et al. 2018: 263). Im Kontext der 
Lissabon-Strategie wurden verschiedene Expertenpapiere zur Zukunft der So-
zialpolitik und des Europäischen Sozialmodells erstellt, die wesentliche Elemen-
te des Sozialinvestitionsansatzes beinhalten (Ferrera et  al. 2000, vgl. Ferrera/
Rhodes 2000, 2003). Im Rahmen der belgischen Ratspräsidentschaft der EU 
(2001) wurde die für den Sozialinvestitionsansatz wegweisende Studie „Why we 
need a new welfare state“ (Esping-Andersen et al. 2002, vgl. hierzu auf Deutsch: 
Esping-Andersen 2003, 2004) beauftragt, die das Konzept einer „Child-Cente-
red Social Investment Strategy“ ausformulierte. Elemente des Sozialinvestitions-
ansatzes sind in den darauffolgenden Jahren in eine Vielzahl von europäischen 
Expertenpapieren und Verlautbarungen eingeflossen, u. a. auch im Rahmen der 
Offenen Methode der Koordinierung. Bei den Bestrebungen, das Sozialinvesti-
tionsparadigma in der europäischen Sozialpolitik voranzutreiben und in den na-
tionalen Sozialpolitiken der Mitgliedsstaaten zu verankern, handelte es sich al-
lerdings in erster Linie um Versuche einer eher ideellen Beeinflussung bzw. ei-
ner „soft governance“ ohne unmittelbare rechtliche Verbindlichkeit.

Besondere politische Relevanz und Aufmerksamkeit erlangte der Sozialin-
vestitionsgedanke auch durch die Publikation „The Third Way: The Renewal of 
Social Democracy“ von Anthony Giddens (1998), die im Umfeld der europäi-
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schen Sozialdemokratie intensiv rezipiert wurde und eine zentrale konzeptionel-
le Grundlage für das gemeinsame Diskussionspapier zur Erneuerung der euro-
päischen Sozialdemokratie des damaligen britischen Ministerpräsidenten Tony 
Blair und des damaligen deutschen Bundeskanzlers Gerhard Schröder bildete 
(Schröder/Blair 1999).

Im Kontext der Finanz- und Wirtschaftskrise der Jahre 2008 ff. ist das Kon-
zept der Sozialinvestition auf der politischen und praktischen Agenda zunächst 
in den Hintergrund gerückt; angesichts des wirtschaftlichen Einbruchs in vielen 
EU-Mitgliedsstaaten stand über Jahre hinweg eine Politik der Austerität und 
des wohlfahrtsstaatlichen Rückbaus (retrenchment) im Vordergrund. Mit dem 
„Europäischen Semester“ wurden im Zuge der Krise verbindliche, mit Sankti-
onsmechanismen versehene Steuerungsinstrumente der Fiskalpolitik stark aus-
gebaut (u. a. economic deficit procedure, macroeconomic imbalance procedure). Die 
grundsätzliche Asymmetrie zwischen der sozialen und der wirtschaftlichen Di-
mension der europäischen Entscheidungs- und Steuerungsmechanismen wurde 
dadurch weiter verstärkt.

Seitens führender europäischer Sozialpolitikexpert_innen wurde vor diesem 
Hintergrund für einen europäischen „Sozialinvestitionspakt“ argumentiert, um 
die einseitige Fixierung auf Austerität zu überwinden und den politischen Fo-
kus von kurzfristigen Maßnahmen der Haushaltskonsolidierung auf langfristige 
und zukunftsorientierte Ziele zu verschieben (Vandenbroucke et al. 2011). Im 
Zuge der allmählichen Wiederbelebung der sozialpolitischen Agenda der EU 
verabschiedete das Europäische Parlament im November 2012 einen „Pakt für 
soziale Investitionen“. Die Europäische Kommission hat am 20. Februar 2013 
schließlich mit dem „Sozialinvestitionspaket“ (social investment package) eine 
umfassende beschäftigungs- und sozialpolitische Mitteilung vorgelegt, in der sie 
die Mitgliedsstaaten explizit dazu auffordert, „Sozialinvestitionen bei der Mit-
telzuweisung und in der allgemeinen Architektur ihrer Sozialpolitik stärker zu 
berücksichtigen“ (Europäische Kommission 2013a: 11) und verstärkt in lebens-
laufbegleitende und präventiv ausgerichtete Leistungen und Dienste zu investie-
ren, die die Fähigkeiten und Qualifikationen der Menschen stärken. Ein beson-
derer Fokus soll dabei auf die Kindheits- und Jugendphase und die Bekämpfung 
der Kinderarmut gelegt werden; „Investitionen in Kinder“ sollen dazu beitragen, 
den „Kreislauf der Benachteiligung“ zu durchbrechen (Europäische Kommissi-
on 2013b).
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Ambivalenzen des Sozialinvestitionsansatzes
Aufgrund seines technokratischen Charakters und seiner „produktivistischen“ 
Ausrichtung hat der Sozialinvestitionsansatz in der akademischen Diskussion 
auch viel Kritik hervorgerufen. Die kritischen Einwände betreffen sowohl die 
normativen und konzeptionellen Grundlagen als auch die sozial- und vertei-
lungspolitischen Auswirkungen von Sozialinvestitionspolitik. Eine Grundsatz-
kritik richtet sich gegen die Dominanz ökonomischer und fiskalischer Nutzen-
kalküle bei der Begründung sozialpolitischer Interventionen und die damit ein-
hergehende Instrumentalisierung der Sozialpolitik. Wenn Sozialausgaben in 
verstärktem Maße dahingehend geprüft und danach bewertet werden, ob und 
inwiefern sie wirtschaftlich produktive Wirkungen und volkswirtschaftliche 
„Renditen“ erwirtschaften, drohen historische und normative Begründungszu-
sammenhänge von Sozialpolitik wie die Gewährleistung sozialer Sicherheit und 
gesellschaftlicher Teilhabe und die Reduzierung ökonomischer Ungleichheiten 
ausgeblendet zu werden (Cantillon 2011; Cantillon/Van Lancker 2013). Die 
Priorisierung derjenigen Sozialausgaben, die mit einer nachweislichen ökonomi-
schen und/oder fiskalischen „Rendite“ verbunden sind, geht zulasten derjenigen 
Bereiche, die eine solche Rendite nicht versprechen, und damit tendenziell zu 
Lasten einer Sozialpolitik, die die Armut mindert und die gesellschaftliche In-
klusion auch jenseits der Erwerbsarbeit fördert. Die „Sozialinvestitionsrhetorik“, 
so die Kritik, liefere auf diese Weise eine Begründung für die Kürzung und Kon-
ditionalisierung von Sozialleistungen, die Privatisierung sozialer Risiken und die 
Vernachlässigung sozialpolitischer Bedarfe jenseits der direkten Förderung von 
Beschäftigungsfähigkeit. In diesem Kontext wurde auch grundsätzlich bezwei-
felt, dass die der Sozialinvestitionsperspektive inhärente Unterscheidung zwi-
schen „investiven“ und „nicht-investiven“ Formen von Sozialausgaben tatsäch-
lich analytisch so trennscharf ist, dass sich der Großteil der existierenden sozial-
staatlichen Maßnahmen, Leistungen und Programme eindeutig in diese Dicho-
tomie einordnen lässt (Nolan 2013).

Eine weitere Kritik richtet sich gegen den im Sozialinvestitionsparadigma 
implizit oder explizit enthaltenen Aspekt der stärkeren Konditionalisierung von 
Leistungen und der Betonung von Eigenverantwortung und Gegenleistungs-
pflichten, die sich u. a. in dem von Anthony Giddens (1998) prominent vertrete-
nen Diktum „no rights without responsibilities“ manifestiert. Wenn soziale Leis-
tungen, insbesondere Mindestsicherungsleistungen, an Bedingungen und Ge-
genleistungspflichten geknüpft werden und auf diese Weise die Zugangsvoraus-
setzungen zu sozialstaatlichen Leistungen verschärft werden, könnte dies zu 
einer Aushöhlung etablierter sozialer Rechte und des Staatsbürger_innenstatus 
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führen. Der social investment state bewege sich damit in eine gefährliche Nähe zu 
einem restriktiv-autoritären workfare state (European Platform 2013).

Auch die behauptete „Kinder- und Frauenfreundlichkeit“ des Sozialinvesti-
tionsansatzes wurde grundsätzlich in Zweifel gezogen. Der Sozialinvestitionsan-
satz, so die Kritik, orientiere sich eher an einer ökonomischen Verwertungslogik 
und fiskalischen Zwängen als an den individuellen Entwicklungschancen der 
Kinder. Kinder seien gar nicht in ihrer Rolle als Kinder, sondern in erster Linie 
als Arbeitsbürger_innen der Zukunft (citizen-workers of the future) von Interes-
se (Lister 2003). Ebenso ginge es einer auf die Förderung der Erwerbsteilnahme 
verengten Vereinbarkeitspolitik weniger um tatsächliche Geschlechtergerechtig-
keit, als vielmehr hauptsächlich um die Maximierung der Frauenerwerbstätig-
keit und der ökonomisch erforderlichen Bereitstellung von Arbeitskräften (Sa-
raceno 2015, Klammer 2018: 41 ff.).

Diese Kontroversen verdeutlichen die grundsätzliche normative Ambivalenz 
und politische Auslegungsbedürftigkeit des Sozialinvestitionsansatzes (Leoni 
2018). Die in diesem Zusammenhang entscheidende Frage lautet, ob sozialin-
vestive Leistungen (investment) konventionelle, auf soziale Sicherung und die 
Minderung von marktverursachten sozialen Ungleichheiten zielende Siche-
rungsleistungen (protection) ergänzen und erweitern oder ob sie diese vielmehr 
verdrängen und ersetzen sollen. Ist ein Ausbau sozialinvestiver Programme 
zwangsläufig mit einem Rückbau der klassischen Schutzfunktionen und einer 
Absenkung von Sicherungsniveaus bei den als „passiv“ etikettierten monetären 
Transferleistungen verknüpft? Oder ist es nicht so, dass aktivierende Maßnah-
men keinesfalls als Ersatz herkömmlicher Politiken der Einkommenssicherung 
zu verstehen sind, sondern dass „die Linderung von Armut und Einkommensun-
sicherheit vielmehr eine notwendige Voraussetzung effektiver sozialinvestiver 
Strategien darstellt“ (Esping-Andersen 2004: 193)? Auf den Punkt gebracht: 
„Social Investment – with oder against social protection?“ (Barbier 2017).

Während nach Auffassung vieler Kritiker_innen auf der EU- und OECD-
Ebene sowie in vielen nationalstaatlichen Reformprozessen eher eine „enge“, 
dem liberalen Sozialstaatsverständnis verwandte produktivistische Auslegung 
des Sozialinvestitionsansatzes dominiert, in der „passive“ Sozialleistungen und 
die Absicherung gegen „alte“ Risiken der Aktivierungsdimension konzeptionell 
und politisch untergeordnet werden, sind grundsätzlich auch erweiterte, progres-
siv-emanzipatorisch orientierte Interpretationsvarianten denkbar, die auf die 
Stärkung sozialer Staatsbürgerschaft (social citizenship) und Konzepte wie Er-
mächtigung (empowerment) und Autonomie setzen (Bothfeld 2016, 2017; Leß-
mann/Laruffa 2020). Wie die folgenden Abschnitte zeigen werden, war und ist 
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dieses normative Spannungsfeld auch und gerade im deutschen Reformdiskurs 
von großer Relevanz.

2.2	 Vom Sozialversicherungs- zum Sozialinvestitionsstaat? 
Reformen und Diskurse in Deutschland

Der deutsche sozial- und arbeitsmarktpolitische Reformdiskurs wurde in den 
1990er Jahren und in der ersten Hälfte der 2000er Jahre vor dem Hintergrund 
der ökomischen und sozialen Nachwirkungen der deutschen Wiedervereini-
gung, eines schwachen Wirtschaftswachstums, steigender Arbeitslosigkeit und 
zunehmender Haushaltsdefizite geführt. Im Kontext der „Standortdebatte“ der 
1990er Jahre drängten insbesondere die Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände 
auf eine Begrenzung der Sozialstaatskosten, eine Flexibilisierung und Deregu-
lierung des Arbeitsmarktes und eine Stärkung privater Vorsorge. Bereits in der 
letzten Legislaturperiode der Kohl-Regierung (1994 – 1998) wurden erste Ein-
schnitte in die sozialen Sicherungssysteme vorgenommen. Viele der strukturel-
len Reformen des deutschen Sozialstaats fallen in die Amtszeit der rot-grünen 
Regierungskoalition unter Kanzler Gerhard Schröder (1998 – 2005). Ziel vieler 
Reformen insbesondere in den Sozialversicherungssystemen war die Senkung 
bzw. Begrenzung der durch die Sozialversicherungsbeiträge gebildeten Lohnne-
benkosten. Hintergrund waren übergeordnete, oftmals als „alternativlos“ dekla-
rierte wirtschafts- und fiskalpolitische Ziele wie die Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Standorts Deutschland, die Förderung von Wachstum und 
Beschäftigung und die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. Angesichts 
der vielfältigen Herausforderungen des deutschen Sozialstaats (Kaufmann 1997) 
ging es im sozialpolitischen Reformdiskurs dabei nicht ausschließlich um einen 
quantitativen Rückbau sozialer Sicherungsstandards (retrenchment), sondern oft-
mals auch um die Suche nach geeigneten Konzepten und Perspektiven für eine 
Modernisierung und einen qualitativen Umbau der bestehenden Wohlfahrtsar-
chitektur.

„Konsumtive“ versus „investive“ Staatsausgaben
Die auf der europäischen Ebene entwickelte und propagierte Sozialinvestitions-
perspektive hatte auch auf den deutschen Sozialstaatsdiskurs einen nicht unwe-
sentlichen Einfluss. Das Sozialinvestitionsparadigma wurde insbesondere im 
akademischen Umfeld der Sozialdemokratie zeitnah aufgegriffen, hinsichtlich 
seiner Kerngedanken aber auch von vielen anderen Akteuren geteilt. Insbeson-
dere im Jahrzehnt der 2000er Jahre war der akademische und politische Diskurs 
dabei von einer Nullsummenlogik und der Vorstellung eines trade-offs, einer Fi-
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nanzierungskonkurrenz zwischen „konsumtiven“ und „investiven“ Staats- und 
Sozialausgaben geprägt. Angesichts der angespannten Haushaltslage und des 
damit verbundenen Konsolidierungsdrucks kam es dabei häufig zu einer expli-
ziten Gegenüberstellung von monetären Sozialversicherungs- und Transferleis-
tungen auf der einen Seite und Bildungsausgaben auf der anderen Seite. So stell-
te beispielsweise Wolfgang Merkel, seinerzeit einer der akademischen „Vorden-
ker“ der SPD, fest:

„Die Bundesrepublik weist […] eine ausgesprochen ungünstige Relation von 
sozialkonsumptiven Ausgaben wie Renten, Arbeitslosengeld und Sozialhil-
fe gegenüber sozialinvestiven Ausgaben wie Bildung auf.“ (Merkel 2000: 33)

Neben der übergeordneten Priorität der Integration in Erwerbsarbeit hat insbe-
sondere der Bereich der Bildung im deutschen Diskurs eine erhebliche Aufwer-
tung erfahren. So bezeichnete das Schröder/Blair-Papier vom Juni 1999 den Zu-
gang zu Bildungsmöglichkeiten und lebenslangem Lernen als „die wichtigste 
Form der Sicherheit in der modernen Welt“ und die verstärkte Investition in das 
individuelle und gesellschaftliche Humankapital als „wichtigste Aufgabe der 
Modernisierung“ (Schröder/Blair 1999, o.S.). Vor dem Hintergrund des ver-
gleichsweise schlechten Abschneidens der deutschen Schüler_innen in der 
PISA-Vergleichsstudie der OECD (Deutsches PISA-Konsortium 2001) wurde 
von verschiedenen Seiten kritisiert, dass der Anteil der öffentlichen Bildungsaus-
gaben am Bruttosozialprodukt in Deutschland im internationalen Vergleich nur 
Mittelmaß erreiche (vgl. bspw. Schmidt 2002). Die konstatierte Vernachlässi-
gung der Bildung wurde unter anderem auch an der Relation zwischen öffentli-
cher Bildungsausgabenquote und Sozialleistungsquote festgemacht. Angesichts 
der in Deutschland besonders großen finanziellen „Lücke zwischen Sozial- und 
Bildungspolitik“ wiesen renommierte Sozialstaatsforscher_innen auf die Gefahr 
hin, dass die Bildungsfinanzierung „unter die Räder der Finanzierung der Sozi-
alpolitik zu geraten“ drohe (Schmidt 2002: 16). Auch prominente Ökonomen 
stellten die Relation zwischen Sozialausgaben und Bildungsausgaben im Hin-
blick auf die damit verbundene Prioritätenordnung der staatlichen Ausgabenpo-
litik ausdrücklich in Frage:

„Ist es wirklich sinnvoll, dass für die Investition in das Humankapital des 
Landes nur 4,3 % des Sozialproduktes ausgegeben werden, während 27,3 % 
in soziale Verwendungen fließen? Und ist es gewollt, dass Deutschland beim 
Anteil der Bildungsausgaben am Sozialprodukt unter den OECD-Ländern 
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abgeschlagen auf einem der hinteren Plätze liegt, doch gleichzeitig beim 
Anteil der Sozialausgaben weit vorne eine Spitzenposition belegt?“ (Sinn 
2002: 20)

Diese Kritik an den unzureichenden Bildungsanstrengungen und Bildungsaus-
gaben war in eine weitaus grundsätzlichere Kritik an der generellen Ausrichtung 
des deutschen Sozialstaats eingebettet. Der deutsche Sozialstaat, so lässt sich 
diese in verschiedenen Varianten vorgetragene Kritik zusammenfassen, sei hin-
sichtlich seiner dominierenden Interventionslogik zu stark an der nachträglichen 
und nachsorgenden Kompensation von Ungleichheiten und Risiken statt an der 
präventiven Vermeidung ihrer Entstehung orientiert, zu sehr auf passivierende 
monetäre Transferleistungen statt auf „aktivierende“ Dienstleistungen konzen-
triert, zu sehr auf die Konservierung von Statusunterschieden (insbesondere in 
der Alterssicherung) statt auf die Herstellung von Chancengerechtigkeit fokus-
siert und insgesamt zu sehr auf Gegenwartskonsum und zu wenig auf Zukunfts-
investitionen ausgerichtet.

Angesichts der konstatierten Defizite des deutschen Sozialstaats wurde ei-
ne konzeptionelle Neuausrichtung der Sozialpolitik, ein Paradigmenwechsel 
„vom statuskonservierenden zum sozialinvestiven Sozialstaat“ (Heinze 2004) ge-
fordert. Dies bedeute, „dass sich der Schwerpunkt sozialpolitischer Aktivitäten 
von der monetären Umverteilungspolitik zur sozialinvestiven Dienstleistungspo-
litik verschieben“ und die Sozialpolitik verstärkt auf „Instrumente zur Aktivie-
rung des gesellschaftlichen Humankapitals“ setzen müsse (ebd.: 262). Die ge-
rechtigkeitspolitisch gebotenen Mehrinvestitionen in Bildung und weitere in-
vestive Bereiche, so die Empfehlungen vieler Stimmen aus Wissenschaft und 
Politik, seien „nicht zuletzt durch Umschichtungen im Sozialstaat von sozial-
konsumptiven (zum Beispiel: Alterssicherung) zugunsten von sozialinvestiven 
(Bildung und Ausbildung) Ausgaben“ zu finanzieren (Merkel 2000: 31).

Einschnitte durch die Agenda 2010
Das Ziel der Umschichtung der Staatsausgaben von „konsumtiven“ zu „investi-
ven“ Bereichen spielte im Kontext der Sozialstaatsreformen der „Agenda 2010“ 
eine wichtige Rolle. Der Sozialinvestitionsgedanke ist ein zentrales Element des 
unter der Verantwortung des damaligen Kanzleramtschefs Frank-Walter Stein-
meier entstandenen „Kanzleramtspapiers“ vom Dezember 2002, welches als pro-
grammatische Blaupause der Agenda 2010-Reformen betrachtet werden kann 
(Bundesregierung 2002). Kerngedanke des Kanzleramtspapiers war die dreifa-
che Zielsetzung, „gleichzeitig Abgaben- und Steuersenkungen mit Haushalts-
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konsolidierung und mehr Investitionen in die Zukunftsbereiche – Bildung, For-
schung, Familien und Infrastruktur – zu verbinden“ (ebd.: 3). Durch Kürzungen 
bei den konsumtiven Ausgaben sollte der finanzielle Spielraum für investive 
Ausgaben erhöht werden:

„Letztendlich muss bei allen großen Ausgabenblöcken das Tempo des An-
stiegs deutlich gedrosselt werden – bzw. in einzelnen Jahren auch mal zum 
Stillstand kommen –, damit der relative Anteil der Investitionen an den Aus-
gaben deutlich steigen kann. Denn es sind die Investitionsausgaben, die un-
sere Wirtschaft und Gesellschaft voranbringen; die den Menschen mehr 
Chancen (Bildung) geben und sie ihr Leben stärker nach ihren Vorstellungen 
leben lassen (Familieninfrastruktur); die über Innovationen (Forschung, Tech-
nologietransfer) Arbeitsplätze schaffen, unseren Wohlstand sichern und da-
mit letztendlich auch unsere sozialen Sicherungssysteme erhalten.“ (ebd.: 10)

Die Neugewichtung der Prioritäten und die Umschichtung der Ausgaben hin zu 
sozialinvestiven Aufgabenbereichen war mit Leistungskürzungen und einer ver-
stärkten Zuweisung von „Eigenverantwortung“ an die Bürger_innen in den als 
„konsumtiv“ kategorisierten Bereichen verbunden. Der spätere Finanzminister 
Peer Steinbrück (SPD), seinerzeit Ministerpräsident des Landes Nordrhein-
Westfalen, brachte dies auf folgende zugespitzte Formel:

„Soziale Gerechtigkeit heißt heute: Der Staat muss mehr Geld in Bildung 
und Familien investieren. Für Gesundheit, Alter und Pflege hingegen wer-
den die Bürger stärker selbst vorsorgen müssen.“ (Steinbrück 2003, o.S.)

Die Agenda 2010 wurde und wird in erster Linie als sozialpolitisches Kürzungs-
programm wahrgenommen. Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stand Ger-
hard Schröders berühmt gewordenes Diktum, man müsse „Leistungen des Staa-
tes kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung von jedem 
Einzelnen abfordern“. Zu den einschneidenden Reformen dieser Jahre gehören 
neben der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum neuen 
Arbeitslosengeld II  im Rahmen der „Hartz-Gesetze“ auch kostendämpfende 
Einschnitte im Gesundheitssystem (bspw. GKV-Modernisierungsgesetz von 
2003) und kumulative Leistungskürzungen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung („Riester-Faktor“ 2001, „Nachhaltigkeitsfaktor“ 2004, „Rente ab 67“ 2007). 
Diese wurden durch Deregulierungen in der Arbeitsmarktpolitik (u. a. Locke-
rungen des Kündigungsschutzes) flankiert.
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Dem Anspruch der Bundesregierung zufolge stellte die Agenda 2010 jedoch 
kein reines Kürzungsprogramm im Sinne eines quantitativen Rückbaus, sondern 
vielmehr eine zukunftsorientierte qualitative Neujustierung dar. So hat Bundes-
kanzler Gerhard Schröder die kostendämpfenden Strukturreformen in den so-
zialen Sicherungssystemen und die damit verbundenen Einsparungen stets mit 
dem quantitativen Ausbau „sozialinvestiver“ bzw. „zukunftsorientierter“ Bereiche 
in Verbindung gebracht:

„Diese sogenannte Agenda 2010 hat eine positive Kehrseite: Wir haben die 
Veränderung der sozialen Sicherungssysteme auch gemacht, um Ressourcen 
frei zu bekommen für die großen gesellschaftlichen Investitionen. Die erste 
heißt Forschung und Entwicklung. […] Wir müssen also von Vergangen-
heitssubventionen hin in Zukunftsinvestitionen umsteuern. Zweitens: Wir 
brauchen ein Bildungssystem, das wie unseres nicht nur in der Breite erst-
klassig ist. […] Und drittens: Wir werden unseren Platz in der Spitze der 
Weltwirtschaft nur aufrecht erhalten können, wenn wir sehr viel stärker 
Frauenerwerbstätigkeit fördern. Und dies wird nur gehen, wenn wir den qua-
lifizierten Frauen die Möglichkeit eröffnen, Familie und Beruf über Betreu-
ung von Kindern besser miteinander zu vereinbaren als das gegenwärtig der 
Fall ist.“ (Schröder 2005, o.S.)

Ausbau der Familien- und Vereinbarkeitspolitik
Im Gegenzug zum Um- und Rückbau der großen Sozialversicherungssysteme 
auf der Bundesebene haben Politikbereiche, die als „investiv“ bzw. als „zukunfts-
orientiert“ kategorisiert worden sind, in den 2000er Jahren einen deutlichen Be-
deutungszuwachs erfahren, wie sich insbesondere am Beispiel der Familien- und 
Vereinbarkeitspolitik und der frühkindlichen Bildung feststellen lässt. In der 
zweiten Legislaturperiode der rot-grünen Bundesregierung unter der damaligen 
Familienministerin Renate Schmidt (2002 – 2005) wurde eine konzeptionelle 
Neuorientierung und substanzielle Stärkung der Familienpolitik initiiert, die un-
ter ihrer Nachfolgerin Ursula von der Leyen (CDU, 2005 – 2009) nahezu naht-
los fortgeführt wurde.

So unterzeichneten Bund und Länder im Mai 2003, wenige Wochen nach 
der Vorstellung der „Agenda 2010“ im deutschen Bundestag, das Investitions-
programm „Zukunft Bildung und Betreuung“; der Bund unterstützte zwischen 
2003 und 2009 den bundesweiten Auf- und Ausbau schulischer Ganztagsange-
bote mit vier Milliarden Euro aus BMBF-Mitteln. In diesem Zusammenhang 
wurde explizit eingeräumt, dass sich Deutschland mit seinem fast ausschließlich 
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auf Halbtagsschulen aufbauenden Schulsystem im internationalen Vergleich in 
einer Sonderrolle befinde, da es in vielen anderen Ländern selbstverständlich sei, 
dass Schülerinnen und Schüler auch am Nachmittag unterrichtet und betreut 
werden (BMBF 2003: 5). Durch den Ausbau der Ganztagsschulen sollte das 
Angebot an Kinderbetreuung bis zum Jahr 2010 „quantitativ und qualitativ an 
den westeuropäischen Standard herangeführt werden“ (BMFSFJ 2004: 3).

Mit dem bereits von der rot-grünen Bundesregierung vorbereiteten, Ende 
2006 verabschiedeten Gesetz zur Einführung des Elterngeldes wurde das bis da-
hin bestehende, pauschalisierte und auf 24 Monate angelegte Erziehungsgeld 
durch das einkommensbezogene, auf 12 bzw. maximal 14 Monate begrenzte El-
terngeld ersetzt. Die gekürzte Bezugsdauer sollte einen Anreiz für den raschen 
Wiedereinstieg der Mütter ins Erwerbsleben darstellen. Durch die Einführung 
von zwei „Partnermonaten“ sollte der finanzielle Anreiz für Väter erhöht werden, 
ihre Erwerbstätigkeit vorübergehend zugunsten der Kindererziehung zu redu-
zieren bzw. zu unterbrechen. Das Elterngeld wurde Ende 2014 mit der Einfüh-
rung des Elterngeld Plus („Gesetz zur Einführung des Elterngeld Plus mit Part-
nerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetz“) weiterentwickelt. Das Elterngeld Plus richtet sich vor allem an 
Eltern, die früher in den Beruf zurückkehren möchten. Der zusätzlich einge-
führte „Partnerschaftsbonus“ soll Eltern ermutigen, sich für ein partnerschaftli-
ches Zeitarrangement zu entscheiden: Wenn beide Elternteile in vier aufeinan-
derfolgenden Monaten gleichzeitig zwischen 25 und 30 Wochenstunden arbei-
ten, kann jeder Elternteil vier zusätzliche Monatsbeträge Elterngeld Plus be
ziehen.

Der flächendeckende Ausbau der Kindertagesbetreuung wurde in zwei grö-
ßeren Schritten vollzogen, durch das Tagesbetreuungsausbaugesetz (2004) und 
das Kinderförderungsgesetz (2008). Mit dem Ende 2004 verabschiedeten Tages-
betreuungsausbaugesetz (Gesetz zum qualitätsorientierten und bedarfsgerechten 
Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder, TAG) wurde zunächst ein stufenweiser 
Ausbau der Tagesbetreuung beschlossen; bis 2010 sollten insgesamt 230.000 
neue Betreuungsplätze für unter Dreijährige geschaffen werden. Wenige Wo-
chen nach Verabschiedung der „Rente mit 67“ im Deutschen Bundestag (März 
2007) einigten sich Bund, Länder und Kommunen auf dem sogenannten „Krip-
pengipfel“ im April 2007 darauf, dass ab dem 1. August 2013 für mindestens je-
des dritte Kind unter drei Jahren ein Betreuungsplatz in einer Kindertagesein-
richtung oder in der Kindertagespflege bereitgehalten werden sollte. Umgesetzt 
wurden diese Vereinbarungen des Krippengipfels im Ende 2008 verabschiede-
ten Kinderförderungsgesetz (KiföG), das den Rechtsanspruch auf einen Betreu-
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ungsplatz für alle Kinder erweiterte und auf die Phase vom vollendeten ersten 
bis zum vollendeten dritten Lebensjahr ab 2013 ausdehnte. Der Bund hat sich 
im Rahmen mehrerer Investitionsprogramme mit insgesamt über sechs Milliar-
den Euro am Ausbau beteiligt. Der Kita-Ausbau für Kinder unter drei Jah-
ren und die Einführung eines Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz haben 
dazu geführt, dass sich die Betreuungsquote bei Kindern unter drei Jahren 
im Bundesdurchschnitt zwischen 2008 (17,6 %) und 2019 (34,3 %) fast verdop-
pelt hat.

Die neue, „nachhaltige“ Familienpolitik wurde insbesondere in den ersten 
Jahren vor allem mit ökonomisch- instrumentellen Argumenten legitimiert, die 
durch verschiedene Auftragsgutachten gestützt wurden (Leitner 2008). Eine der 
Kernbotschaften in dieser Zeit lautete: „Familienpolitik ist Wachstumspolitik“ 
(BDI/IW/BMFSFJ 2004: 10). Im Einklang mit der politikfeldübergreifenden 
Programmatik der Sozialinvestition wurde ein neues Leitbild der Familienpoli-
tik entwickelt, „in dessen Mittelpunkt das ‚Humanvermögen‘ dieses Landes in 
seiner quantitativen wie qualitativen Ausprägung steht“ (ebd.: 22).

Im einflussreichen Gutachten „Nachhaltige Familienpolitik im Interesse ei-
ner aktiven Bevölkerungsentwicklung“ (Rürup/Gruescu 2003), in dem u. a. we-
sentliche Grundzüge des später eingeführten Elterngeldes entwickelt wurden, 
wurde „die Erhöhung der Anzahl der Erwerbstätigen (und ihres Humankapi-
tals) in einer schrumpfenden Bevölkerung“ zum zentralen familienpolitischen 
Ziel deklariert (ebd.). Der Erhalt bzw. die Steigerung des Erwerbspersonenpo-
tenzials sollten durch eine Erhöhung der Geburtenrate bei gleichzeitiger Steige-
rung der Erwerbstätigkeit von Frauen erreicht werden. Die Notwendigkeit einer 
qualitativ hochwertigen Kinderbetreuungsinfrastruktur zur bestmöglichen För-
derung und Bildung der Kinder wurde mit dem Hinweis begründet, dass „Kin-
der – als zukünftige Erwerbstätige – positive externe Effekte für die Gesellschaft 
haben“ (ebd: 62) und in einer schrumpfenden Gesellschaft „sowohl die Quanti-
tät als auch die Qualität des Humankapitals“ zählen (ebd.: 64). Eine weitere ein-
flussreiche Studie im Auftrag des Familienministeriums präsentierte Berech-
nungen zur volkswirtschaftlichen bzw. fiskalischen Kosten-Nutzen-Relation ei-
nes Ausbaus der Kinderbetreuung (Spieß et al. 2002). Das Gutachten zeigte auf, 
dass insbesondere durch die stärkere Erwerbsteilnahme von Müttern erhebliche 
Einnahmen- und Einspareffekte der öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern 
und Kommunen und der Sozialversicherungsträger entstehen könnten.

Diese ökonomischen und fiskalischen Nützlichkeitsargumente wurden von 
gesellschafts- und gleichstellungspolitischen Zielformulierungen flankiert: 
Mehr Wahlfreiheit für unterschiedliche Lebensentwürfe, partnerschaftlichere 
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Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Frauen und Männern, ver-
besserte Chancengleichheit für Kinder (Bertram et al. 2005). Insbesondere vor 
dem Hintergrund des traditionell eher konservativ ausgerichteten deutschen So-
zialstaats kann man hier insgesamt von durchaus weitreichenden Reformen und 
einer nachholenden Modernisierung der deutschen Familienpolitik sprechen. 
Die mit dem siebten Familienbericht der Bundesregierung (2006) etablierte Tri-
as aus Zeit-, Geld- und Infrastrukturpolitik (Bertram/Bujard 2012) bildet bis 
heute die zentrale konzeptionelle Grundlage familienpolitischer Reformen.

Vom „aktivierenden“ zum „vorsorgenden“ Sozialstaat?
In den 2010er Jahren, im Zeitraum zwischen der europäischen Finanz-und 
Wirtschaftskrise von 2008/2009 und der Pandemiekrise von 2020, hat sich die 
ökonomische und fiskalische Situation in Deutschland erheblich entspannt. Im 
Laufe des Jahrzehnts sind die Arbeitslosenzahlen kontinuierlich gesunken und 
die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist kontinuierlich gestie-
gen. Auch die Haushaltslage hat sich in diesem Zeitraum merklich verbessert. 
So ist die gesamtstaatliche Schuldenstandquote im Zeitverlauf bis zum Beginn 
der Covid-19-Pandemie im Frühjahr 2020 erheblich gesunken. Die Maastricht-
Defizitquote konnte verlässlich eingehalten werden; in einzelnen Haushaltsjah-
ren wurde statt eines Defizits sogar ein leichter Haushaltsüberschuss erzielt.

Im Zuge der allmählichen Entspannung der ökonomischen und der fiskali-
schen Gesamtlage haben auch die Forderungen nach radikalen Kürzungen und 
Privatisierungen im Sozialbereich abgenommen. Anders als in den 1990er und 
insbesondere in den 2000er Jahren hat es in den 2010er Jahren kaum sozialstaat-
liche Kürzungen in größerem Ausmaß gegeben. Stattdessen ist eine Reihe sozi-
alpolitischer Reformen verabschiedet worden, die Leistungsverbesserungen und 
neue Anspruchsrechte in verschiedenen sozialstaatlichen Leistungsbereichen 
beinhalten. Zu nennen sind hier u. a. das „Rentenpaket“ (RV-Leistungsverbesse-
rungsgesetz, 2014), die drei Pflegestärkungsgesetze (2014 – 2016) und das Bun-
desteilhabegesetz (2016). Auch im Bereich der Arbeitsmarktpolitik lassen sich 
Tendenzen einer graduellen Re-Regulierung des Arbeitsmarktes erkennen, bei-
spielsweise durch das 2015 in Kraft getretene Mindestlohngesetz.

Während die Reformen der „Agenda-Phase“ oftmals mit ökonomischen 
und fiskalischen Sachzwang-Argumenten gerechtfertigt worden sind, u. a. mit 
den „Imperativen“ der Wettbewerbsfähigkeit und der Haushaltskonsolidierung, 
haben in den letzten Jahren neue sozialpolitische Begründungsmuster an Bedeu-
tung gewonnen, die stärker auf soziale und gesellschaftspolitische Gesichtspunk-
te abzielen. Konzepte wie „Teilhabe- und Verwirklichungschancen“, „Befähi-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



30 Antonio Brettschneider, Ute Klammer

gung“, „Anerkennung“ oder „Inklusion“ weisen in eine andere Richtung als die 
Semantiken der „Aktivierung“ und der „Eigenverantwortung“.

Im Hinblick auf den Stellenwert und das Verhältnis von konventioneller, auf 
soziale Risikoabsicherung und Ungleichheitsbegrenzung abzielender Sozialpo-
litik und sozialinvestiver, auf die Förderung von Humankapitalbildung und Er-
werbsteilnahme abzielender Politik lässt sich feststellen, dass die in den Reform-
diskursen der ersten Hälfte der 2000er Jahre dominierende Nullsummenlogik im 
weiteren Verlauf zunehmend an Bedeutung und an Schärfe verloren hat. Begriff-
liche Gegensatzpaare wie „investiv“ versus „konsumtiv“, „vergangenheitsorien-
tiert“ versus „zukunftsorientiert“ oder „aktivierend“ versus „passivierend“ sind im 
Diskurs allmählich in den Hintergrund getreten. Die Logik des „entweder-oder“ 
wurde graduell durch eine Logik des „sowohl-als auch“ ersetzt.

Diese Entwicklung zeigt sich unter anderem auch im programmatischen 
Diskurs der Sozialdemokratie. Die ab 1998 verstärkt verwendete, polarisierende 
Semantik des „aktivierenden Sozialstaats“ wurde bereits ab 2006/2007 zuneh-
mend von der stärker integrierenden Semantik des „vorsorgenden Sozialstaats“ 
(Heil 2006, Platzeck 2006) abgelöst. Im Hamburger Grundsatzprogramm von 
2007 wurde das Prinzip des „vorsorgenden Sozialstaats“ zum Leitprinzip sozial-
demokratischer Sozialpolitik erhoben (SPD 2007). Familien- und Bildungspo-
litik spielen in diesem Konzept eine zentrale Rolle, basieren zugleich aber auf ei-
nem Fundament staatlich verbürgter und individuell einklagbarer sozialer Siche-
rung.

Neben dem Leitprinzip der Prävention werden im Konzept des „vorsorgen-
den Sozialstaats“ eine Reihe weiterer Aspekte betont, die für die konkrete Pra-
xis vorsorgender Sozialpolitik eine wichtige Rolle spielen: die Notwendigkeit des 
quantitativen und qualitativen Ausbaus sozialer Dienstleistungen (SPD 2007: 
57), der Gedanke der bereichsübergreifenden Vernetzung verschiedener Politik- 
und Handlungsfelder (ebd.: 56) und die besondere Bedeutung der kommunalen 
Ebene, auf der „vorsorgende Sozialpolitik […] mit Leben erfüllt“ werde (ebd.: 
59). Wie im Folgenden am Beispiel der Sozialpolitik in Nordrhein-Westfalen 
aufgezeigt werden soll, sind hiermit zentrale Elemente einer vorbeugenden So-
zialpolitik angesprochen, die zur Gewährleistung gleicher Chancen auf soziale 
Teilhabe sowie auf den Auf- und Ausbau kommunal vernetzter Infrastrukturen 
und sozialer Dienstleistungsangebote setzt.
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2.3	 Präventive Sozialpolitik in Nordrhein-Westfalen

Vorbeugende Sozialpolitik als politisches Programm
In der nordrhein-westfälischen Landespolitik haben das Prinzip der Prävention 
und das Konzept einer vorbeugenden (Sozial-)Politik insbesondere während der 
Amtszeit der rot-grünen Koalition unter Ministerpräsidentin Hannelore Kraft 
(SPD) (2010 – 2017) eine zentrale Rolle gespielt. Der erklärte Anspruch der 
Landesregierung war, eine bereichsübergreifende Politik aus einem Guss zu ent-
wickeln, die „den Präventionsgedanken in allen maßgeblichen Initiativen auf 
Landesebene verankert“ (Kraft 2013: 14).

Übersicht 1: Vorbeugende Sozialpolitik in NRW: Aktivitäten und Programme seit 2010 
(Auswahl)

• � Handlungsprogramm gegen Armut und soziale Ausgrenzung
• � Landesprogramm „Starke Quartiere – Starke Menschen“
• � Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen – Kommunen in NRW beugen 

vor“/„Kommunale Präventionsketten“/„kinderstark“
• � Landschaftsverband Rheinland-Förderprogramm „Kommunale Netzwer-

ke gegen Kinderarmut“
• � Landesvorhaben „Kein Abschluss ohne Anschluss“
• � Inklusionsstärkungsgesetz NRW, Aktionsplan „Eine Gesellschaft für al-

le – NRW inklusiv“, Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben (KSL)
• � Teilhabe- und Integrationsgesetz NRW, Kommunale Integrationszentren 

(KI)
• � „GEPA NRW“, Masterplan altengerechte Quartiere.NRW

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

Zu den prominentesten Programmen der damaligen Landesregierung (s. Über-
sicht 1) gehörte das Modellvorhaben „Kein Kind zurücklassen! Kommunen in 
NRW beugen vor“, in dessen Rahmen in ausgewählten Kommunen kommuna-
le „Präventionsketten“ von der Schwangerschaft bis zum Übergang ins Erwerbs-
leben aufgebaut wurden. Weitere Initiativen bezogen sich u. a. auf die Verbesse-
rung des Übergangs zwischen Schule und Beruf (Landesvorhaben „Kein Ab-
schluss ohne Anschluss“), die Förderung von besonders von Armut betroffenen 
Quartieren (Programm „Starke Quartiere- starke Menschen“) und viele weitere 
Programme. Hinzu kommen diverse Aktivitäten im Bereich Behinderung/
Inklusion (Aktionsplan „Eine Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“), im Bereich 
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der Senioren- und Pflegepolitik („Masterplan altengerechte Quartiere“) sowie 
im Bereich Migration/Integration (Aufbau von „Kommunalen Integrationszen-
tren“ im Rahmen des Teilhabe- und Integrationsgesetzes NRW). Ende 2013 
legte die Landesregierung zudem ein umfassendes, bis 2020 angelegtes Hand-
lungskonzept „Gegen Armut und soziale Ausgrenzung“ vor (MAIS NRW 
2013), welches viele Einzelaktivitäten in verschiedenen Handlungsfeldern bün-
delt.

Die Begründung dieser Politik durch die Landesregierung basierte im We-
sentlichen auf der für die Sozialinvestitionsprogrammatik typischen Verknüp-
fung von gerechtigkeitsbezogenen und ökonomisch-fiskalischen Argumenten. 
Vor dem Hintergrund der spezifischen sozioökonomischen Rahmenbedingun-
gen in NRW, besonders im Hinblick auf die zunehmende Armutsbetroffenheit 
von Kindern und Familien, spielte das Ziel der Bekämpfung von (Kinder-)Ar-
mut und Ausgrenzung dabei eine hervorgehobene Rolle. So betonte Minister-
präsidentin Kraft im Rahmen ihrer ersten Regierungserklärung im September 
2010, die neue Landesregierung wolle durch den verstärkten Fokus auf Präven-
tion die Chancengleichheit und den sozialen Zusammenhalt in NRW stärken, 
gelingende Bildungs- und Berufsbiografien ermöglichen und den Grundsatz 
„Kein Kind zurücklassen“ verwirklichen (Kraft 2010). Eine umfassende Präven-
tionspolitik, so die Argumentation, sei sowohl sozial geboten als auch ökono-
misch sinnvoll:

„Eine auf Prävention angelegte Politik für Kinder beginnt für uns bereits lan-
ge vor der Geburt. Sie beginnt bei der Unterstützung von Familien und Al-
leinerziehenden bereits in der Schwangerschaft, sie setzt sich fort von der 
frühkindlichen Erziehung über die Kinder- und Jugendhilfe bis in die Bil-
dungs- und Integrationspolitik. Wer frühzeitig in gute Bildung investiert, in 
mehr Kinder- und Ganztagsbetreuung, in passgenaue Hilfen für Alleiner-
ziehende und Familien und in eine vorsorgende Sozial- und Integrationspo-
litik, der sorgt am besten für die Zukunft vor – weil er direkt in die Zukunft 
investiert. Eine solche präventive Politik wird sich mittelfristig und erst recht 
langfristig auch finanziell rechnen.“ (Kraft 2010: 6)

Angesichts der hohen Verschuldung des Landes NRW und der haushaltsrecht-
lichen Vorgaben waren die finanziellen Spielräume für substanzielle Ausgaben-
steigerungen bzw. „Investitionen“ im Bereich der sozialpolitischen Prävention 
indes begrenzt. Kraft betonte, zur Gegenfinanzierung der zusätzlichen Ausgaben 
im Zweifelsfalle auch eine höhere Neuverschuldung in Kauf nehmen zu wollen. 
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Sie rechtfertigte dies mit der Aussicht auf die mittel- und langfristigen ökono-
mischen und fiskalischen „Renditen“ einer präventiven Politik:

„Wir müssen jetzt den Mut haben, in Vorbeugung, Betreuung und Bildung 
zu investieren. Wir bekennen uns offen und selbstbewusst dazu, dass dies zu-
nächst höhere Ausgaben und gegebenenfalls zusätzliche Schulden bedeutet. 
Doch wir sind davon überzeugt: Nur eine mutige Politik, die auf die Stär-
kung von Familien, auf Prävention, auf beste Bildung von der Kita bis zur 
Hochschule zielt, führt im zweiten Schritt zu Wirtschaftswachstum, höhe-
ren Steuereinnahmen und sinkenden Staatsausgaben.“ (Kraft 2010: 12)

Der Grundgedanke, durch Investitionen insbesondere in frühe Phasen des Le-
bensverlaufs „Präventionsrenditen“ in Form zusätzlichen Wirtschaftswachstums 
und gesunkener sozialer „Reparaturkosten“ zu generieren, bildete ein zentrales 
Begründungsmuster der Politik der rot-grünen Landesregierung:

„Prävention gibt es nicht zum Nulltarif. Eine Politik der Vorbeugung ver-
langt Investitionen – in Kinder, in Bildung, in Kommunen. Dabei handelt es 
sich allerdings um Investitionen mit hohen Ertragserwartungen, wie ein-
schlägige Forschungen belegen. Je früher Kinder begleitet, gefördert und un-
terstützt werden, desto wahrscheinlicher werden sie gesund aufwachsen, Bil-
dung erwerben und sich erfolgreich in die Gesellschaft integrieren. Gelin-
gendes Aufwachsen vermeidet daher nicht nur soziale Folgekosten. Es er-
bringt auch Präventionsrenditen, die weit über den Investitionen liegen, die 
für die Frühförderung notwendig sind.“ (Kraft 2013: 15)

Das zentrale Handlungsfeld der vorbeugenden Sozialpolitik in NRW war die 
Schaffung von geeigneten Rahmenbedingungen und Strukturen für ein gesun-
des Aufwachsen und gelingende Bildungsbiografien für alle Kinder und Jugend-
lichen, verbunden mit dem Ziel der Überwindung bzw. Vermeidung von Armut 
und Armutsfolgen bei Kindern und Familien. Hierzu wurde eine stärker biogra-
fieorientierte und bereichsübergreifende Verzahnung der bestehenden Unter-
stützungs- und Fördersysteme (Bildungssystem, Gesundheitssystem, Kinder- 
und Jugendhilfe etc.) und ein stärker abgestimmtes und koordiniertes Handeln 
der verschiedenen sozialstaatlichen Akteure und Institutionen angestrebt. Der 
kommunalen Ebene und dem Aufbau vernetzter, bereichsübergreifender kom-
munaler Infrastrukturen wurde in diesem Kontext eine „Schlüsselrolle“ (Kraft 
2013: 12) zugewiesen. Der im Rahmen verschiedener Landesprogramme finan-
ziell geförderte und fachlich begleitete Auf- und Ausbau entsprechender Präven-
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tionsnetzwerke in den Kommunen sollte zugleich durch die „Stärkung einer lan-
desweiten Präventionsinfrastruktur“ (ebd.: 13) flankiert werden.

Diesem Ansatz liegt der Gedanke zugrunde, dass die kindlichen Entwick-
lungschancen und Lebensbedingungen insbesondere bei benachteiligten und be-
lasteten Familien nur durch ein angebots- und trägerübergreifendes Netzwerk 
niedrigschwelliger und eng miteinander verzahnter Angebote „vor Ort“ nach-
haltig verbessert werden können. „Prävention“ und (kommunale) „Vernetzung“ 
sind in diesem Ansatz somit untrennbar miteinander verknüpft.

Kommunale Vernetzung als Politikansatz
Die vorbeugende, präventiv-investive Politik, die in den 2010er Jahren in NRW 
politisch dominant werden sollte, baut konzeptionell und ideell auf einer Reihe 
von Vorgängerinitiativen und -projekten auf, die in den 2000er Jahren sowohl 
auf der Bundes- und Landesebene als auch auf der kommunalen Ebene initiiert 
worden sind.

Einen zentralen, in seiner Bedeutung kaum zu überschätzenden Bezugs-
punkt präventiver Sozialpolitik bildet die vom Bundesverband der Arbeiter-
wohlfahrt (AWO) in Auftrag gegebene und vom Frankfurter Institut für Sozi-
alarbeit und Sozialpädagogik (ISS) seit 1997 durchgeführte Langzeitstudie zu 
Lebenslagen und Lebenschancen bei Kindern und Jugendlichen (AWO-ISS-
Studie). Im Kontext dieser bundesweit viel zitierten frühen Längsschnitt-Studie 
wurde ein umfassendes Armuts- bzw. Lebenslagenkonzept entwickelt, um die 
Entwicklungsmöglichkeiten, Sozialisationsbedingungen und die Teilhabe- und 
Lebenschancen von (armen) Kindern und Jugendlichen sowie zentrale Einfluss-
faktoren auf die kindliche Lebenslage analytisch fundiert zu erfassen. Im Hin-
blick auf die Bekämpfung der Folgen von Kinder- bzw. Familienarmut wurde 
herausgearbeitet, dass die Folgen von Armut frühzeitiger und umfassender 
wahrgenommen und im Rahmen eines stärker präventiv wirkenden Hilfesys-
tems aufgefangen werden müssten. Die institutionelle Fragmentierung der sozi-
alstaatlichen Hilfesysteme wurde in diesem Zusammenhang als ein wesentliches 
Hindernis für die notwendige Entwicklung von mehrdimensionalen und inter-
disziplinären Hilfekonzepten identifiziert:

„Das bundesdeutsche Hilfesystem ist gekennzeichnet durch eine Vielzahl 
von Angeboten innerhalb einer stark segmentierten und versäulten Struktur. 
Es gilt bis heute eher Ressortdenken und weniger eine arbeitsteilige Gesamt-
verantwortung für die jeweiligen Angebote im Einzelfall oder im Stadtteil.“ 
(Hock et al. 2000: 103)
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Bereits im Abschlussbericht zur ersten Phase der AWO-ISS-Langzeitstudie 
(Hock et al. 2000) wurden vor diesem Hintergrund die beiden zentralen Hand-
lungsmaximen präventiver Sozialpolitik, nämlich „Armutsprävention statt Scha-
densreparatur“ (ebd.: 102 – 103) sowie „Vernetzung und Kooperation statt Ab-
grenzung“ (ebd.: 103 – 104) formuliert.

In den 2000er Jahren sind sowohl im Bereich der Stadt- und Stadtteilent-
wicklungspolitik, der Gesundheitspolitik, der Bildungspolitik, der Familienpoli-
tik als auch in vielen weiteren Bereichen eine ganze Reihe von Förder- und Mo-
dellprogrammen initiiert worden, die auf den Aufbau von lokalen Kooperations- 
und Vernetzungsstrukturen und die damit verbundene Entwicklung integrierter 
Handlungsstrategien abzielen. Der strategische Ansatz besteht im Kern darin, 
alle relevanten Akteure in dem jeweiligen Handlungsfeld, deren Handlungen 
sich wechselseitig beeinträchtigen oder unterstützen können, auf kommunaler 
bzw. regionaler Ebene zusammen zu bringen, sie miteinander zu vernetzen und 
zu koordinieren. Im Folgenden werden zunächst einige von der Bundesebene in-
itiierte und geförderte Programme aufgeführt, in denen solche Strategien ver-
folgt worden sind bzw. bis heute verfolgt werden (Übersicht 2).

Übersicht 2: Netzwerkbildende (Förder-)Programme auf Bundesebene (Auswahl)

• � Städtebauprogramm „Soziale Stadt“ (seit 1999)
• � Gesunde-Städte-Netzwerk (seit 1989), Kooperationsverbund „Gesund-

heitliche Chancengleichheit“ (seit 2003), Partnerprozess „Gesundheit für 
alle“ (seit 2011)

• � Lernende Regionen (2001 – 2008), Lernen vor Ort (2009 – 2014), Trans-
ferinitiative Kommunales Bildungsmanagement (seit 2014)

• � Lokale Bündnisse für Familie (seit 2004)
• � Frühe Hilfen (seit 2006)

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

•	 Ein wichtiger programmatisch-konzeptioneller und institutioneller Aus-
gangspunkt für netzwerkbildende, präventiv ausgerichtete Politikansätze ist 
das seit 1999 laufende, vom jeweils für Bauwesen zuständigen Bundesminis-
terium (seit 2018: Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat) so-
wie den Ländern geförderte Städtebauförderungsprogramm Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt (BMI 2018). Ziel des Pro-
gramms ist die Stabilisierung und Aufwertung sozial benachteiligter und 
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strukturschwacher Stadt- und Ortsteile durch städtebauliche Investitionen 
in das Wohnumfeld, in die Infrastrukturausstattung und in die Qualität des 
Wohnens. Das Programm beschränkt sich dabei nicht nur auf bauliche 
Maßnahmen, sondern umfasst auch soziale Aufwertungsstrategien. Zentra-
le konzeptionelle Elemente des Programms sind integrierte Handlungs- 
und Entwicklungskonzepte, Kooperation und vernetztes Vorgehen sowie 
die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger (ebd.: 14). Zu den strategischen 
Instrumenten gehören „Sozialraumorientierung“ und „Quartiersmanage-
ment“. Bis 2018 wurden insgesamt 934 Gesamtmaßnahmen in 533 Städten 
und Gemeinden in das Bund-Länder-Programm aufgenommen.

•	 Netzwerkbildende Programme haben insbesondere im Gesundheitsbereich 
eine lange Tradition. Bereits 1989 wurde auf der Grundlage der Ottawa-
Charta der WHO zur Gesundheitsförderung von 1986 das deutsche Gesun-
de Städte-Netzwerk gegründet, dem heute bundesweit über 80 Kommunen 
angehören (https://gesunde-staedte-netzwerk.de). Das Gesunde Städte-
Netzwerk hat zum Ziel, eine ressortübergreifende gesundheitsfördernde 
Politik auf lokaler Ebene zu entwickeln. Gesundheitsaspekte sollen als 
Querschnittsthema in allen Politikbereichen berücksichtigt und mitgedacht 
werden (health in all policies). Dabei geht es nicht nur um eine verbesserte 
ressortübergreifende Zusammenarbeit innerhalb der kommunalen Verwal-
tungen, sondern auch um die Einbindung und Beteiligung von zivilgesell-
schaftlichen Initiativen, Vereinen und Trägern aus der Gesundheits- und 
Selbsthilfearbeit im Rahmen kommunaler Netzwerke.

•	 Der 2003 auf Initiative der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA) gegründete Kooperationsverbund Gesundheitliche Chancengleichheit 
(https://www.gesundheitliche-chancengleichheit.de), an dem mittlerweile 
mehr als 70 Partnerorganisationen beteiligt sind, engagiert sich in der Stär-
kung und Verbreitung guter Praxis in Projekten und Maßnahmen zum Ab-
bau gesundheitlicher Ungleichheiten und zur Gesundheitsförderung bei so-
zial Benachteiligten. Ende 2011 wurde im Rahmen des Kooperationsver-
bundes der kommunale Partnerprozess Gesund aufwachsen für alle! ins Le-
ben gerufen, der sich vor allem auf die Gesundheitsförderung von Kindern 
und Jugendlichen konzentrierte. 2015 wurde die Erweiterung des Konzepts 
auf alle Lebensphasen und seine Umbenennung in Gesundheit für alle be
schlossen (www.gesundheitliche-chancengleichheit.de/partnerprozess). Im 
Rahmen des Partnerprozesses werden Kommunen beim Auf- und Ausbau 
von integrierten kommunalen Strategien zur Gesundheitsförderung („Prä-
ventionsketten“) unterstützt und begleitet. Diese sollen die Voraussetzungen 
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für ein möglichst langes, gesundes und chancengerechtes Leben für alle 
Menschen in der Kommune unabhängig von ihrer jeweiligen sozialen Lage 
schaffen.

•	 Programme zur kommunalen bzw. regionalen Netzwerkbildung existieren 
seit rund zwei Jahrzehnten auch im Bildungsbereich. Zu nennen ist hier ins-
besondere das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
zusammen mit den Ländern geförderte Programm Lernende Regionen – För-
derung von Netzwerken (2001 – 2008). Kern des Programms war der Auf- 
und Ausbau lokaler bzw. regionaler Bildungsnetzwerke, die möglichst viele 
lokale Bildungsakteure über bisher getrennte Bildungsbereiche hinweg ein-
beziehen. Ziel der Netzwerkbildung war es, vor Ort ein abgestimmtes 
Bildungsangebot zu schaffen, das ein lebenslanges Lernen von der früh
kindlichen Bildung bis hin zur Erwachsenenbildung ermöglicht. Das aus 
BMBF- und ESF-Mitteln finanzierte Nachfolgeprogramm Lernen vor Ort 
(2009 – 2014) zielte ebenfalls darauf ab, ein im Sinne des Prinzips des „le-
benslangen Lernens“ abgestimmtes Bildungssystem auf kommunaler Ebe-
ne zu entwickeln und die Kooperation aller Bildungsakteure vor Ort zu stär-
ken. Mit der 2014 erfolgten Gründung der Transferinitiative Kommunales 
Bildungsmanagement (https://www.transferinitiative.de) wird das Ziel ver-
folgt, die Ergebnisse aus Lernen vor Ort in die Breite zu tragen. Dazu sind 
insgesamt neun Transferagenturen auf regionaler Ebene eingerichtet wor-
den, die Erfahrungswissen und erfolgreiche Modelle für interessierte Kom-
munen bereitstellen. 

•	 Im Bereich der Familienpolitik ist die seit 2004 vom Bundesfamilienmi-
nisterium geförderte Initiative Lokale Bündnisse für Familie (www.lokale​
-buend​nisse-fuer-familie.de) zu nennen. Auch hier geht es um die Initiie-
rung und Weiterentwicklung von Bündnisprozessen und um die Förderung 
bereichsübergreifender Vernetzungen auf kommunaler Ebene. Zu den in-
haltlichen Themen, die durch die Bündelung des Potenzials von Kommunal-
verwaltung, Bürgern, Vereinen und Gewerbe vorangetrieben werden sollen, 
gehören die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, der Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung, familienfreundliche Arbeitsbedingungen und die Schaffung 
eines familienfreundlichen Lebensumfelds in der Kommune.

•	 Ein besonderes Gewicht im Kontext netzwerkbildender, präventiv ausge-
richteter Programme haben sicherlich die im Bereich des Kinderschutzes 
entwickelten Frühen Hilfen, die 2006 im Rahmen eines Aktionsprogramms 
des Bundesfamilienministeriums initiiert wurden und seit 2012 im Gesetz 
zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) gesetzlich ver-
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ankert sind. Frühe Hilfen zielen darauf ab, Gefährdungen des Kindeswohls 
präventiv zu begegnen, indem Eltern von kleinen Kindern (bis zu einem Al-
ter von drei Jahren) bei der Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts und ih-
rer Erziehungsverantwortung gezielt beraten und unterstützt werden. Frü-
he Hilfen bilden lokale und regionale Unterstützungssysteme mit koordi-
nierten Hilfsangeboten. Kern der Frühen Hilfen ist nach § 1 Abs. 4 des 
KKG „die Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und mul-
tiprofessionellen Angebotes im Hinblick auf die Entwicklung von Kindern 
vor allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwan-
gere Frauen und werdende Väter“. Angebote der Frühen Hilfen kommen aus 
verschiedenen Systemen, insbesondere aus dem Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe, dem Gesundheitswesen und der Erziehungs- und der Schwan-
gerschaftsberatung. Die verbindliche Zusammenarbeit aller relevanten Ak-
teure im Kinderschutz als Netzwerk soll nach § 3 KKG in der Regel durch 
den örtlichen Träger der Jugendhilfe organisiert werden und auf einer 
schriftlichen Kooperationsvereinbarung beruhen.2 Auch hier geht es im 
Kern also um eine Vernetzung der Akteure vor Ort und das Zusammenfüh-
ren multiprofessioneller Kompetenzen und Ressourcen im Rahmen einer 
integrierten kommunalen Gesamtstrategie.

Auch in Nordrhein-Westfalen sind bereits im Laufe der 2000er Jahre zahlreiche 
Modellprojekte und Programme initiiert worden, die im Kern auf den Aufbau 
bereichsübergreifender, interdisziplinärer Kooperationsnetzwerke auf lokaler 
bzw. regionaler Ebene abzielen (vgl. für eine Auswahl Übersicht 3).

2	 In § 3 Abs. 2 KKG werden folgende Akteure explizit genannt: „Einrichtungen und Diens-
te der öffentlichen und freien Jugendhilfe, Einrichtungen und Dienste, mit denen Verträ-
ge nach § 76 Absatz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen, Gesundheitsäm-
ter, Sozialämter, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Kran-
kenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförderstellen, Beratungsstellen für soziale Pro-
blemlagen, Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 
Einrichtungen und Dienste zur Müttergenesung sowie zum Schutz gegen Gewalt in en-
gen sozialen Beziehungen, Familienbildungsstätten, Familiengerichte und Angehörige der 
Heilberufe“.
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Übersicht 3: Netzwerkbildende Programme in NRW vor 2010 (Auswahl)

• � Soziale Frühwarnsysteme (2001 – 2004)
• � Monheim für Kinder (seit 2002)
• � Dormagener Modell (seit 2006)
• � Netzwerk Frühe Förderung (2006 – 2009)

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

•	 Im Rahmen des vom Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Fa-
milie des Landes NRW (MGSSF) geförderten Kinderschutz-Projekts Auf-
bau und Weiterentwicklung lokaler sozialer Frühwarnsysteme (2001 – 2004) 
wurden in insgesamt sechs Modellkommunen Projekte entwickelt und wis-
senschaftlich begleitet, die auf eine stärkere kommunale Vernetzung und 
Koordination von Präventionsangeboten abzielen (MGSFF NRW 2005, 
Bastian et al. 2008). Ziel des Projekts war es, riskante Lebenssituationen bei 
Kindern und Familien möglichst früh zu erkennen und durch Ansätze in-
terdisziplinärer Zusammenarbeit Familien frühzeitige Hilfen anzubieten, 
um so rechtzeitig einer Verfestigung von Problemlagen entgegenwirken zu 
können. In diesem Zusammenhang wurden Verfahren erprobt, um auf kom-
munaler Ebene strukturierte Kooperationen von Fachkräften bei öffentli-
chen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, des Gesundheitssys-
tems und von anderen familienbezogenen Dienstleistern zu etablieren. Die-
ses landespolitische Projekt lässt sich als ein Vorläufer der sogenannten 
„Frühen Hilfen“ verstehen, die ab 2006 auf Bundesebene initiiert wurden.

•	 Von zentraler Bedeutung im nordrhein-westfälischen Kontext ist das Mo-
dellprojekt Monheim für Kinder (Mo.Ki), das als Gemeinschaftsprojekt des 
AWO Bezirksverbands Niederrhein und der Stadt Monheim am Rhein von 
2002 bis 2005 mit Mitteln des LVR‐ Landesjugendamtes Rheinland geför-
dert und vom Institut für Soziale Arbeit und Sozialpädagogik (ISS) wissen-
schaftlich begleitet wurde und bis heute fortbesteht (Schlevogt 2008, Berg 
2010, Holz et al. 2011). Im Kontext dieses Projekts, das an die Ergebnisse 
der AWO-ISS- Studie zu Kinderarmut (Hock et al. 2000) anknüpft, sind 
das Konzept und der Begriff der „Präventionskette“ entwickelt worden. Ziel 
des Kooperationsprojekts war es, ein kommunales Gesamtkonzept zur Ver-
meidung der negativen Auswirkungen familiärer Armut auf die Lebenslage 
und die Entwicklungschancen von Kindern zu erstellen und eine präventi-
ve Infrastruktur für Kinder und Jugendliche aufzubauen. Den Kern des Pro-
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jekts bildet eine „Präventionskette“ von der Geburt bis zur Berufsausbil-
dung, welche alle verfügbaren Ressourcen der kommunalen Jugendhilfe um-
schließt und die Familien über institutionelle Übergänge hinweg begleitet. 
Dieses Kooperationsnetzwerk umfasst eine Vielzahl unterschiedlicher loka-
ler und regionaler Akteure wie Kindertagesstätten, Schulen, Ämter, soziale 
Dienste in freier Trägerschaft, den Sozialpädagogischen Dienst im Jugend-
amt Monheim, den Kinderschutzbund Monheim, das Gesundheitsamt etc. 
Die Koordinierung der Netzwerkarbeit erfolgt durch eine Regiestelle, die 
beim kommunalen Jugendamt angesiedelt ist.

•	 Ein sehr ähnlicher Ansatz präventiv ausgerichteter kommunaler Netzwerk-
arbeit wurde auch in der Stadt Dormagen initiiert. Das so genannte Dorma-
gener Modell (Hilgers et al. 2009) wurde 2006 unter Federführung des da-
maligen Bürgermeisters und Präsidenten des Deutschen Kinderschutzbun-
des Heinz Hilgers entwickelt. In der ursprünglichen Form handelte es sich 
um ein Projekt zur Prävention von Gewalt in der Familie und von Kindes-
missbrauch. Die Basis bildet ein vom Jugendamt gesteuertes partnerschaft-
liches Netzwerk der verschiedenen Anbieter und Dienste aus dem Bereich 
von Kindertagesstätten, des Allgemeinen Sozialen Dienstes des Jugendamts 
(ASD), der Familienberatung, der Familienbildung und des Gesundheits-
wesens, in dem die beteiligten Akteure gemeinsam die Bedarfslage analysie-
ren und ihre Angebote aufeinander abstimmen. Ebenso wie bei dem Projekt 
Mo.Ki handelt es sich bei dem Dormagener Modell um ein Projekt, das von 
anderen Kommunen mit Aufmerksamkeit verfolgt wurde. Monheim am 
Rhein und Dormagen gelten mit jeweils unterschiedlicher Akzentsetzung 
als Vorreiter in der Umsetzung neuer kommunaler Handlungsstrategien ei-
ner kindbezogenen Armutsprävention.

•	 Das vom LVR‐Landesjugendamt Rheinland initiierte und begleitete Pro-
jekt Netzwerk Frühe Förderung (NeFF) (2006 – 2009), welches u. a. auf den 
Erfahrungen aus Monheim und Dormagen aufbaute, hatte zum Ziel, Kon-
zepte einer kommunalen Netzwerkorganisation und ‐steuerung zur frühen 
Förderung von Kindern und Familien zu entwickeln. Dazu wurden in ins-
gesamt sechs Kommunen im Rahmen von Modellprojekten sozialräumliche 
Netzwerke unter der Steuerungsverantwortung des öffentlichen Jugendhil-
feträgers installiert, in die alle relevanten Institutionen und Einrichtungen 
der Jugendhilfe und des Gesundheitswesens fachbereichsübergreifend ein-
bezogen wurden (Müller-Brackmann/Selbach 2008). Auch hier spielten 
Kooperation und Vernetzung als neue Grundphilosophie der Jugendhilfe ei-
ne zentrale Rolle. Ziel war die dauerhafte Etablierung von arbeitsfeld‐ und 
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